
 

 

Nr. 15                Stadt Grevenbroich               26.08.2017 
Amtliche Bekanntmachungen 

 
 
Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Grevenbroich 
 
 
Bekanntmachung 
über das Recht auf Einsicht in das  
Wählerverzeichnis 
und die Erteilung von Wahlscheinen 
 
 
für die Wahl zum 19. Deutschen Bundestag am 
24. September 2017 
 
 
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die Wahlbezirke der Stadt Grevenbroich wird in der 
Zeit vom 4. bis 9. September 2017 während folgender Zeiten im Wahlamt der Stadt Grevenbroich, Am 
Markt 1 (Altes Rathaus), 41515 Grevenbroich, Raum 3 für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme 
bereitgehalten: 
 
Montag             8.00 - 12.30 Uhr 
 
Dienstag – Mittwoch 8.00 - 15.30 Uhr 
 
Donnerstag  8.00 - 17.00 Uhr 
 
Freitag             8.00 - 12.30 Uhr 
  
Der Zugang zum Wahlamt ist über den Eingang Bernardushaus - Altes Rathaus - barrierefrei 
erreichbar. 
  
Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im 
Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, 
hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des 
Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten 
von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß §§ 51, 52 des 
Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. 
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein 
Datensichtgerät möglich. Das Datensichtgerät darf nur von Bediensteten der Gemeindeverwaltung 
bedient werden. 
 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 4. bis 8. 
September 2017, spätestens am 8. September 2017 bis 12.30 Uhr, beim Wahlamt der Stadt 
Grevenbroich, Am Markt 1 (Altes Rathaus), 41515 Grevenbroich, Raum 3, Einspruch einlegen. 
 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 



 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 3. 
September 2017 eine Wahlbenachrichtigung. 
 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch 
gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht 
ausüben kann. 
 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits 
einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 
 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 108 Neuss I durch Stimmabgabe in 
einem beliebigen Wahlraum dieses Wahlkreises oder durch Briefwahl teilnehmen. 
 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 
5.1. ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter. 
 
5.2. ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 
a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das 
Wählerverzeichnis nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 03.09.2017) oder die 
Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 
08.09.2017) versäumt hat, 
 
b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Abs. 1 der 
Bundeswahlordnung oder die Einspruchsfrist nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung entstanden 
ist, 
 
c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach 
Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Stadt Grevenbroich gelangt ist. 
 
Wahlscheine können von den in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 22. 
September 2017, 18.00 Uhr, beim Wahlamt der Stadt Grevenbroich schriftlich oder mündlich 
beantragt werden. Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, E-Mail oder 
durch sonstige dokumentierbare Übermittlung in elektronischer Form als gewahrt. Telefonische 
Anträge sind unzulässig (§ 27 Abs. 1 Bundeswahlordnung).  
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter 
nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltag (24. 
September 2017), 15.00 Uhr gestellt werden. 
 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, 
kann ihm bis zum Tage vor der Wahl (23. September 2017), 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt 
werden (§ 28 Abs. 10 Bundeswahlordnung) 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 Buchstaben a 
bis c angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltage, 
15.00 Uhr, stellen (§ 27 Abs. 4 Bundeswahlordnung). 
 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. (§ 27  Abs. 3 Bundeswahlordnung). Ein Wahlberechtigter mit 
Behinderungen kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen (§ 27 Abs. 1 
Bundeswahlordnung). 
 
 
6. Mit dem Wahlscheinantrag erhält der Wahlberechtigte  
 
- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen roten 
Wahlbriefumschlag und  



- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn die 
Berechtigung zur Empfangnahme durch schriftliche Vollmacht nachgewiesen wird und die 
bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt, dies hat sie der Gemeindebehörde 
vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die 
bevollmächtigte Person auszuweisen. 
 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so 
rechtzeitig an die Stadt Grevenbroich absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage bis 
18.00 Uhr eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird im Bereich der Deutschen Post AG als Standardbrief ohne besondere 
Versendungsform unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen 
Stelle abgegeben werden. 
 
 
Grevenbroich, den 10.08.2017 
 
 
 
Klaus Krützen 
Bürgermeister 
 
 
Satzung vom 17.08.2017 zur 3. Änderung der Satzung zum Schutz des Baumbestandes 
der Stadt Grevenbroich vom 18.11.2003 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. 
November 2016 (GV. NRW. S 966) und des § 49 des Gesetzes zum Schutz der Natur in Nordrhein-
Westfalen und zur Änderung anderer Vorschriften (Landesnaturschutzgesetz LNatSchG NRW) vom 
15. November 2016 (GV NW S. 934) hat der Rat in seiner Sitzung am 13.07.2017 folgende Satzung 
beschlossen: 
 
 

§ 1 
Gegenstand der Satzung 

 
(1) Nach Maßgabe dieser Satzung wird der Bestand an Bäumen, die zur: 
a) Sicherstellung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes,  
b) Gestaltung, Gliederung und Pflege des Orts- und Landschaftsbildes und zur   Sicherung der 
Naherholung,  
c) Erhaltung oder Verbesserung des Stadtklimas und der Lufthygiene 
d) Erhaltung eines artenreichen Baumbestandes dienen, gegen schädliche Einwirkungen geschützt. 
 
(2) Bäume jeglicher Art, die sich auf öffentlichen Verkehrsflächen oder auf städtischen Grundstücken 
mit öffentlichen Einrichtungen befinden, unterstehen wegen ihrer allgemeinen Wohlfahrtswirkung dem 
besonderen Schutz der Stadt Grevenbroich. Für diese Bäume gilt die Regelung, dass der Fachbereich 
Bauen/Garten/Umwelt Eingriffe in den Baumbestand vorher nach strengen Kriterien zu begutachten 
und der Ausschuss für Landschaftspflege und Umweltschutz über die Empfehlung des Fachbereiches 
Bauen/Garten/Umwelt nach vorangegangener Beratung zu entscheiden hat. 
 
 

§ 2 
Geltungsbereich 

 
(1) Diese Satzung regelt den Schutz des Baumbestandes innerhalb der im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile und des Geltungsbereichs der Bebauungspläne. 
 



(2) Diese Satzung gilt nicht für den Geltungsbereich von Bebauungsplänen, in denen land- oder 
forstwirtschaftliche Nutzung oder Grünflächen festgelegt sind, wenn und soweit sich ein 
Landschaftsplan auf diese Flächen erstreckt (§ 7 Abs. 1 Abs. 1 LNatSchG NRW). Diese Satzung 
findet weiter keine Anwendung, wenn innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile und des 
Geltungsbereiches der Bebauungspläne durch ordnungsbehördliche Verordnungen 
Naturschutzgebiete, Naturdenkmale oder geschützte Landschaftsbestandteile ausgewiesen werden (§ 
43 Abs. 1 LNatSchG NRW) oder Sicherstellungsanordnungen ergehen (§ 48 LNatSchG NRW), sofern 
die Verordnung oder Sicherstellungsanordnungen Regelungen für den Baumbestand enthalten. 
 
(3) Die Vorschriften dieser Satzung gelten nicht für Wald im Sinne des Gesetzes zur Erhaltung des 
Waldes und zur Förderung der Forstwirtschaft (Bundeswaldgesetz) vom 2. Mai 1975 (BGBl. I S. 
1307), geändert durch Art. 1 G vom 17. Januar 2017 (BGBl. S. 1037), und des Forstgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landesforstgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. April 
1980 (GV NW S. 546, SGV NW 790), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. November 2016 (GV 
NW S. 934). 
 
 

§ 3 
Geschützte Bäume 

 
(1) Geschützte Bäume sind zu erhalten und mit diesem Ziel zu pflegen und vor Gefährdung zu 
bewahren. 
 
(2) Geschützt sind Bäume mit einem Stammumfang von mindestens 120 cm, gemessen in einer Höhe 
von 100 cm über dem Erdboden (geschützte Bäume). Liegt der Kronenansatz unter dieser Höhe, so 
ist der Stammumfang unmittelbar unter dem Kronenansatz maßgebend. Mehrstämmige Bäume sind 
geschützt, wenn die Summe der Stammumfänge 120 cm beträgt und mindestens ein Stamm einen 
Mindestumfang von 50 cm aufweist. 
 
(3) Diese Satzung gilt für Bäume, die aufgrund von Festsetzungen eines Bebauungsplanes zu 
erhalten sind, auch wenn die Voraussetzungen des Absatzes 2 nicht vorliegen sowie für die nach 
dieser Satzung vorgenommenen Ersatzpflanzungen (§ 7). 
 
(4) Nicht unter diese Satzung fallen Obstbäume mit Ausnahme von Walnussbäumen und 
Esskastanien. 
 
 

§ 4 
Verbotene Handlungen 

 
(1) Im Geltungsbereich dieser Satzung ist es verboten, geschützte Bäume zu entfernen, zu zerstören, 
zu schädigen oder ihren Aufbau wesentlich zu verändern. Eine wesentliche Veränderung des Aufbaus 
liegt vor, wenn an geschützten Bäumen Eingriffe vorgenommen werden, die auf das charakteristische 
Aussehen erheblich einwirken oder das weitere Wachstum beeinträchtigen. 
 
(2) Nicht unter die Verbote des Absatzes 1 fallen ordnungsgemäße Maßnahmen zur Pflege und 
Erhaltung geschützter Bäume, sowie unaufschiebbare Maßnahmen zur Abwehr einer unmittelbaren 
Gefahr für Personen oder Sachen von bedeutendem Wert, welche von geschützten Bäumen ausgeht, 
oder die zwar nicht von diesen ausgeht, aber nur durch gegen die geschützten Bäume gerichtete 
Handlungen abgewehrt werden kann. Die vorgenannten unaufschiebbaren Maßnahmen zur 
Gefahrenabwehr sind der Stadt unverzüglich anzuzeigen.  
 
(3) Unter die Verbote des Absatzes 1 fallen auch Einwirkungen auf den Raum (Wurzel- Trauf- und 
Kronenbereich), den geschützte Bäume zur Existenz benötigen und die zur Schädigung oder zum 
Absterben des Baumes führen oder führen können, insbesondere durch:  
a) Befestigung der Fläche mit einer wasserundurchlässigen Decke (z. B. Asphalt, Beton), 
b) Abgrabungen, Ausschachtungen (z. B. durch Aushebung von Gräben) oder Aufschüttungen, 
c) Lagern, Anschütten oder Ausgießen von Salzen, Säuren, Ölen, Laugen, Farben oder Abwässern, 
d) Anwendung von Unkrautvernichtungsmitteln (Herbiziden), soweit sie nicht für die Anwendung unter 
Gehölzen zugelassen sind 



e) sowie Anwendung von Streusalzen, soweit nicht durch die Straßenreinigungs- und 
Gebührensatzung etwas anderes bestimmt ist. 
 
 

§ 5 
Anordnung von Maßnahmen 

 
(1) Die Stadt kann anordnen, dass der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte eines Grundstückes 
bestimmte Maßnahmen zur Pflege, zur Erhaltung und zum Schutze von gefährdeten Bäumen im 
Sinne des § 1 dieser Satzung trifft; dies gilt insbesondere im Zusammenhang mit der Durchführung 
von Baumaßnahmen. 
 
(2) Trifft der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte eines Grundstückes Maßnahmen, die eine 
schädigende Wirkung auf geschützte Bäume angrenzender Grundstücke haben können, findet Absatz 
1 entsprechende Anwendung.  
 
 

§ 6 
Ausnahmen und Befreiungen 

 
(1) Ausnahmen zu den Verboten des § 4sind zu genehmigen, wenn 
a) der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte eines Grundstückes aufgrund von Vorschriften des 
öffentlichen Rechts verpflichtet ist, geschützte Bäume zu entfernen oder ihren Aufbau wesentlich zu 
verändern und er sich nicht in anderer zumutbarer Weise von dieser Verpflichtung befreien kann,  
b) eine nach den baurechtlichen Vorschriften zulässige Nutzung sonst nicht oder nur unter 
wesentlichen Beschränkungen verwirklicht werden kann,  
c) von dem geschützten Baum Gefahren für Personen oder Sachen von bedeutendem Wert, die nicht 
gegenwärtig sind (§ 4 Abs. 2), ausgehen und die Gefahren nicht auf andere Weise mit zumutbarem 
Aufwand beseitigt werden können,  
d) der geschützte Baum krank ist und die Erhaltung auch unter Berücksichtigung des öffentlichen 
Interesses mit zumutbarem Aufwand nicht möglich ist,  
e) die Beseitigung des Baumes aus überwiegendem, auf andere Weise nicht zu verwirklichendem 
öffentlichen Interesse dringend erforderlich ist,  
f) die Bäume die Einwirkung von Licht und Sonne auf Fenster unzumutbar beeinträchtigen. Eine 
unzumutbare Beeinträchtigung liegt vor, wenn Fenster so beschattet werden, dass dahinter liegende 
Wohnungen während des Tages nur mit künstlichem Licht benutzt werden können, aber ohne 
Einwirkung der betroffenen Bäume ohne künstliches Licht im Rahmen der gewöhnlichen 
Zweckbestimmung nutzbar wären.  
 
Die Erlaubnisvoraussetzungen sind vom Antragsteller nachzuweisen.  
 
(2) Von den Verboten des § 4 können im Einzelfall Befreiungen erteilt werden, wenn das Verbot zu 
einer nicht beabsichtigten Härte führen würde und eine Befreiung mit den öffentlichen Interessen 
vereinbar ist. Eine Befreiung kann auch aus Gründen des allgemeinen Wohls erfolgen.  
 
(3) Ausnahmen oder Befreiungen sind bei der Stadt schriftlich zu beantragen. Dem Antrag ist ein 
Lageplan beizufügen. Im Lageplan sind die auf dem Grundstück vorhandenen geschützten Bäume mit 
ihrem Standort unter Angabe der Art, des Stammumfanges und des Kronendurchmessers 
einzutragen. Im Einzelfall kann die Stadt den Maßstab des Lageplanes bestimmen oder die Vorlage 
zusätzlicher Unterlagen fordern. Die Entscheidung über die Ausnahme oder Befreiung wird schriftlich 
erteilt. 
 
 

§ 7 
Ersatzpflanzungen, Ausgleichszahlungen 

 
(1) Wird auf der Grundlage des § 6 Abs. 1 Buchstabe b) und Abs. 2 eine Ausnahme oder Befreiung 
erteilt, so hat der Antragsteller auf seine Kosten für jeden entfernten geschützten Baum als Ersatz 



nach Maßgabe des Abs. 2 einen neuen Baum auf seinem Grundstück im Geltungsbereich dieser 
Satzung zu pflanzen und zu erhalten (Ersatzpflanzung). 
 
(2) Die Ersatzpflanzung bemisst sich nach dem Stammumfang des entfernten Baumes. Beträgt der 
Stammumfang des entfernten Baumes, gemessen in  1 m Höhe über dem Erdboden, bis zu 150 cm, 
ist als Ersatz ein Baum derselben oder zumindest gleichwertigen Art mit einem Mindestumfang von 20 
cm in 1 m Höhe über dem Erdboden zu pflanzen. Beträgt der Umfang mehr als 150 cm, ist ein Baum 
mit einem Mindestumfang von 25 cm zu pflanzen.  Wächst der zu pflanzende Baum nicht an, ist die 
Ersatzpflanzung zu wiederholen.  
 
(3) Kommt der Antragsteller seiner Verpflichtung gem. § 7 Abs. 1, eine Ersatzpflanzung vorzunehmen, 
nicht nach, oder ist eine Ersatzpflanzung aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen unmöglich, so 
hat er   eine Ausgleichszahlung zu leisten.  
 
(4) Die Höhe der Ausgleichszahlung bemisst sich nach dem Wert des Baumes, mit dem ansonsten 
eine Ersatzpflanzung erfolgen müsste (Abs. 1 bis Abs. 3) zusätzlich eine Pflanzkostenpauschale von 
30 % des Nettoerwerbspreises. 
 
(5) Von der Regelung des Absatzes 1 können in besonders begründeten Fällen Ausnahmen 
zugelassen werden. In jedem Fall müssen die Belange des Baumschutzes (§ 1) gewahrt bleiben.  
 
 
 

§ 8 
Baumschutz in Baugenehmigungsverfahren 

 
(1) Wird für ein Grundstück im Geltungsbereich dieser Satzung eine Baugenehmigung beantragt, so 
sind im Lageplan die auf dem Baugrundstück vorhandenen geschützten Bäume im Sinne des § 2, ihr 
Standort,  die Art, der Stammumfang und der Kronendurchmesser einzutragen.  
 
(2) Wird die Baugenehmigung für ein Vorhaben beantragt, bei dessen Verwirklichung geschützte 
Bäume entfernt, zerstört, geschädigt oder verändert werden sollen, so ist der Antrag auf Erlaubnis 
gem. § 6 Abs. 3 dem Bauantrag beizufügen.  
 
(3) Absatz 1 und Absatz 2 gelten auch für Bauvoranfragen. Die Darstellung der Bäume kann in diesem 
Fall maßstabsgerecht auf einer Abzeichnung der Flurkarte erfolgen.  
 
 

§ 9 
Folgenbeseitigung 

 
(1) Werden vom Eigentümer oder Nutzungsberechtigten des Grundstückes mit geschützten Bäumen - 
entgegen den Verboten des § 4 und ohne dass die Voraussetzungen für eine Ausnahme oder 
Befreiung nach § 6 vorliegen - geschützte Bäume entfernt oder zerstört, so hat der Eigentümer oder 
Nutzungsberechtigte für jeden entfernten oder zerstörten geschützten Baum nach Maßgabe des Abs. 
4 gleichwertige Bäume zu pflanzen und zu erhalten (Ersatzpflanzung). 
 
(2) Werden vom Eigentümer oder Nutzungsberechtigten des Grundstückes mit geschützten Bäumen - 
entgegen den Verboten des § 4 und ohne dass die Voraussetzungen für eine Ausnahme oder 
Befreiung nach § 6 vorliegen - geschützte Bäume geschädigt oder wird ihr Aufbau wesentlich 
verändert, so hat der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte, soweit dies möglich ist, Schäden oder 
Veränderungen zu beseitigen oder zu mildern. Ist dies nicht möglich, hat der Eigentümer oder 
Nutzungsberechtigte eine Ersatzpflanzung vorzunehmen.  
 
(3) Ist in den Fällen der Absätze 1 und 2 eine Ersatzpflanzung aus rechtlichen oder tatsächlichen 
Gründen ganz oder teilweise nicht möglich, so ist eine Ausgleichszahlung für jeden zu ersetzenden 
geschützten Baum zu leisten.  
 
(4) Für die Ersatzpflanzung nach Abs. 1 und 2 sowie die Ausgleichszahlung nach Abs. 3 sind die 
Bestimmungen des § 7 sinngemäß anzuwenden.  



 
(5) Hat ein Dritter geschützte Bäume ohne Berechtigung entfernt, zerstört oder geschädigt oder ihren 
Aufbau wesentlich verändert, so entstehen die Verpflichtungen für den Eigentümer oder 
Nutzungsberechtigten nach den Abs. 1 bis 4 nur bis zur Höhe des Ersatzanspruches gegenüber dem 
Dritten, wenn der Ersatzanspruch geringer ist als die Aufwendungen, die bei Erfüllung der 
Verpflichtungen nach den Abs. 1 bis 4 zu erbringen wären.  
 
(6) Im Fall des Absatzes 5 haften der Eigentümer bzw. der Nutzungsberechtigte und der Dritte 
gesamtschuldnerisch bis zur Höhe des Schadensersatzanspruches des Eigentümers oder 
Nutzungsberechtigten gegenüber dem Dritten; darüber hinaus haftet der Dritte allein.  
 
 

§ 10 
Verwendung von Ausgleichszahlungen 

 
Die nach dieser Satzung zu entrichtenden Ausgleichszahlungen sind an die Stadt zu leisten. Sie sind 
zweckgebunden für Ersatzpflanzungen im Geltungsbereich dieser Satzung, nach Möglichkeit in der 
Nähe des Standortes der entfernten oder zerstörten Bäume, zu verwenden. 
 
 

§ 11 
Betretungsrecht 

 
Die Beauftragten der Stadt sind berechtigt, nach angemessener Vorankündigung mit Zustimmung des 
Eigentümers oder Nutzungsberechtigten zum Zwecke der Durchführung dieser Satzung Grundstücke 
zu betreten. Sie sind verpflichtet, sich auf Verlangen des Grundstückseigentümers oder des 
Nutzungsberechtigten auszuweisen. Sofern Gefahr im Verzuge besteht, kann auf eine 
Vorankündigung verzichtet werden. Verweigert der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte dem 
Beauftragten der Stadt den Zutritt, entscheidet die Genehmigungsbehörde gem. § 6 Abs. 1 nach freier 
Würdigung des Sachverhalts.  
 
 

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig gem. § 77 Abs. 1 Nr. 10 LNatSchG NRW handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
a) geschützte Bäume entgegen den Verboten des § 4 und ohne Ausnahmegenehmigung oder 
Erteilung einer Befreiung nach § 6 entfernt, zerstört, schädigt oder ihren Aufbau wesentlich verändert,  
b) Anordnungen zur Pflege, zur Erhaltung oder zur sonstigen Sicherung gefährdeter geschützter 
Bäume gem. § 5 Abs. 1, Abs. 2 nicht Folge leistet,  
c) Nebenbestimmungen zu einer Ausnahmegenehmigung oder Erteilung einer Befreiung nach § 6 
nicht erfüllt,  
d) seinen Verpflichtungen nach §§ 7 oder 9 nicht nachkommt,  
e) entgegen § 8 Abs. 1, Abs. 3 geschützte Bäume nicht in den Lageplan einträgt oder  
f) § 8 Abs. 2 zuwiderhandelt.  
 
(2) Ordnungswidrigkeiten können gem. § 78 Abs. LNatSchG NRW mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € 
geahndet werden, soweit die Zuwiderhandlung nicht nach anderen Rechtsvorschriften mit Strafe 
bedroht ist. 
 
 
 

§ 13 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 



Die vorstehende Satzung vom 17.08.2017 zur 3. Änderung der Satzung zum Schutz des 
Baumbestandes der Stadt Grevenbroich  vom 18.11.2003 wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht. 
 
 
Hinweis: 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt geändert Gesetz vom 15. November 
2016 (GV. NRW. S. 966) kann eine Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung gegen die vorstehende Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes   
 Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher beanstandet  
 
 oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Grevenbroich vorher gerügt und dabei 
die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
 
 
Grevenbroich, den 17.08.2017                                  Klaus Krützen 
                              Bürgermeister 
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